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Von:

Gesendet: Mittwoch, 25. August 2021 16:27

An: Info

Cc:

Betreff: P22__20210825_Heppenheim_BPlan_in_der_Bärenhecke_FA_Stellungnahme

  

  

Aktenzeichen: P 22 Heppenheim Bplan In der Bärenhecke 

Sehr geehrter , 

zu dem Bebauungsplan In der Bärenhecke der Stadt Heppenheim mit 3. FNP-Änderung nehme ich aus Sicht des Forstams 
Lampertheim wie folgt Stellung:; 

1. Aus forstfiskalischer Sicht für das Waldgrundeigentum des Landes Hessen bestehen keine Bedenken, da unsere 
Grundflächen nicht betroffen sind. 

2. Aus forsthoheitlicher Sicht muss die zwischen den Baugrundstücken liegende Sukzessionsfläche (ca. 4270 qm) 
vorbehaltlich einer Ortsbesichtigung zumindest mittelfristig als Wald eingestuft werden. Die notwendige besondere Wald- 
und Baumverkehrssicherung, die durch die Bebauung erforderlich ist, sollte deshalb einer vertraglichen Regelung 
zwischen Waldeigentümer und der Stadt Heppenheim bzw. den Bauherrn zugeführt werden. Ansonsten bestehen keine 
forsthoheitlichen Bedenken. 

Mit freundlichen Grüßen  

HessenForst, Forstamt Lampertheim 

Bereichsleitung Dienstleistung Hoheit 
  
  

Das 
verknü fte 
Bild ka n 
nicht 
angeze t 
werden  
Mög lic erwei
se wur e die  

Datei 
versch ben  
umben nnt 
oder 

 

 

 

Außerhalb Wildbahn 2  
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Ihre Nachricht vom:  

Ihr Ansprechpartner: 

Zimmernummer: 
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Heppenheim (Bergstraße), Stadtteil Erbach 

Bauleitplanung; 3. FNP-Änderung und B-Plan "In der Bärenhecke" 

Az.: / 090.362 

Kampfmittelbelastung und -räumung 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

über die in Ihrem Lageplan bezeichnete Fläche liegen dem Kampfmittelräumdienst aussage-
fähige Luftbilder vor. 
 
Eine Auswertung dieser Luftbilder hat keinen begründeten Verdacht ergeben, dass mit dem 
Auffinden von Bombenblindgängern zu rechnen ist. Da auch sonstige Erkenntnisse über eine 
mögliche Munitionsbelastung dieser Fläche nicht vorliegen, ist eine systematische Flächen-
absuche nicht erforderlich. 
 
Soweit entgegen den vorliegenden Erkenntnissen im Zuge der Bauarbeiten doch 
ein kampfmittelverdächtiger Gegenstand gefunden werden sollte, bitte ich Sie, den Kampf-
mittelräumdienst unverzüglich zu verständigen. 
 
Sie werden gebeten, diese Stellungnahme in allen Schritten des Bauleit- bzw. Planfeststel-
lungsverfahrens zu verwenden, sofern sich keine wesentlichen Flächenänderungen ergeben. 
 
Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag  
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Großer Markt 1 

64646 Heppenheim 

 

Unser Zeichen:  RPDA - Dez. III 31.2-61 d 02.05/32-2021/1 

Dokument-Nr.:         2021/1079993 

Ihr Zeichen:        

Ihre Nachricht vom:        

Ihr Ansprechpartner: 

Zimmernummer: 

Telefon/ Fax: 

E-Mail: 

Datum:  3. September 2021 

 
Bauleitplanung der Gemeinde /Stadt Heppenheim, Landkreis Bergstraße 

Bebauungsplanvorentwurf "In der Bärenhecke" und gleichnamige 3. FNP-

Änderung im Stadtteil Erbach  

Stellungnahme gemäß § 4 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) 

Schreiben des Planungsbüros Schweiger+Scholz vom 28.7.2021, Az.: / 090.362 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

unter Hinweis auf § 1 Abs. 4 BauGB nehme ich zu der o. g. Bauleitplanung aus der Sicht 

der Raumordnung wie folgt Stellung: 

Der geplante Geltungsbereich von ca. 0,87 ha ist im Regionalplan Südhessen/Regionaler 

Flächennutzungsplan 2010 (RPS/RegFNP 2010) als „Vorbehaltsgebiet für Landwirt-

schaft“ festgelegt und wird von einem „Vorbehaltsgebiet für besondere Klimafunktionen“ 

überlagert. Es sollen die bauleitplanerischen Voraussetzungen einer dauerhaften Wohn-

nutzung im Plangebiet geschaffen werden.  

Die Vermutung in der Begründung zu etwaigen regionalplanerischen Entwicklungsge-

danken der weiteren Inanspruchnahme zu Siedlungszwecken möchte ich wie folgt ent-

kräften:    

Grundlage der Festlegung „Vorranggebiet für Landwirtschaft" ist der Landwirtschaftliche 

Fachplan Südhessen 2004. Der Fachplan ist ein landwirtschaftliches Fachgutachten der 

GfL Planungs- und Ingenieurgesellschaft mbH, das in Abstimmung mit der hessischen 

Agrarverwaltung und in der Trägerschaft des Hessischen Bauernverbandes e.V. erstellt 

wurde. Den „Vorranggebieten für Landwirtschaft“ wurden die Stufen 1a und 1b der Ge-

samtbewertung der Feldflurfunktionen des Gutachtens zu Grunde gelegt. Die Gesamt-

bewertung setzt sich dabei aus der Ernährungsfunktion, der Einkommensfunktion, der 
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Arbeitsplatzfunktion, der Erholungsfunktion sowie der Schutzfunktion zusammen. 

Daraus ist jedoch nicht zu schließen, dass die Festlegung der Stufen 1a und 1b des 

Landwirtschaftlichen Fachplanes 2004 als „Vorranggebiet Landwirtschaft“ zwingend und 

ausnahmslos erfolgt, d.h. nicht sämtliche einer der beiden Stufen zugeordnete Flächen 

wurden oder werden als „Vorranggebiet Landwirtschaft“ festgelegt. Angesichts der be-

stehenden Wochenendhäuser wurde daher auf die Festlegung eines Vorranggebietes für 

Landwirtschaft verzichtet.  

Zur Sicherung des Bestandes und gegen die dauerhafte Nutzung werden aus regional-

planerischer Sicht keine Bedenken vorgebracht. Die Planungen können daher gemäß § 1 

Abs. 4 BauGB als an die Ziele der Raumordnung angepasst gelten. 

 

Gegen die Bauleitplanungen bestehen aus Sicht der oberen Naturschutzbehörde kei-

ne Bedenken.  

Zum o.a. Bebauungsplan sowie zur Änderung des Flächennutzungsplans nehme ich aus 

Sicht der Abteilung Umwelt Darmstadt wie folgt Stellung: 

Abwasser 

Umgang mit Niederschlagswasser 

Wie in der vorliegenden Begründung geschildert, bedarf die Einleitung von unbelastetem 

Niederschlagswasser in ein Gewässer einer wasserrechtlichen Erlaubnis der zuständi-

gen Behörde (hier obere Wasserbehörde). 

In der Begründung wird auf S. 15, Abschnitt I.1.7.3 erklärt, dass von einer Festsetzung 

zur Versickerung des anfallenden Niederschlagswassers abgesehen wird und lediglich 

als eine Empfehlung aufgenommen wird. Jedoch ist nach den gesetzlichen Vorgaben die 

Menge des abzuleitenden Niederschlagswassers entsprechend dem Stand der Technik 

so gering wie möglich zu halten. Das Ziel der abflussreduzierenden Maßnahmen ist es, 

die Kanalisation und die Kläranlage zu entlasten und eine ortsnahe Versickerung vorzu-

ziehen. Im der Planung sind daher Verwertungsmaßnahmen (gem. § 37 Absatz 4 Satz 1 

Hessisches Wassergesetz (HWG)) wie z.B. die Verwendung von wasserdurchlässigen 

Materialien für die Flächenbefestigung oder Niederschlagswasserverwertung als 

Brauchwasser oder zu Bewässerung neben begrünter Dachflächen vordergründig zu 

realisieren. Als nachrangig ist dabei die direkte Einleitung von unbelastetem Nieder-

schlagswasser in die örtliche Kanalisation anzusehen. 

Anforderungen an die Abwasserbeseitigung 

Das Abwasser aus dem Plangebiet ist der kommunalen Abwasserbehandlungsanlage 

zuzuführen. Die kommunale Abwassersatzung ist dabei zu beachten. 

Bodenschutz 
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Zu dem o. a. Vorhaben nehme ich aus bodenschutzfachlicher Sicht wie folgt Stellung: 

1. Nachsorgender Bodenschutz 

Aus der Altflächendatei ALTIS des Hessischen Landesamtes für Umwelt und Geologie 

ergeben sich für den Plangeltungsbereich keine Hinweise auf das Vorhandensein von 

Altflächen (Altstandorte, Altablagerungen), schädliche Bodenveränderungen und/oder 

Grundwasserschäden.  

2. Vorsorgender Bodenschutz 

Das Plangebiet liegt außerhalb der Ortsstruktur und ist von landwirtschaftlicher Fläche 

umgeben. Die überplante Gesamtfläche beträgt 0,87 ha. Im wirksamen Flächennut-

zungsplan aus dem Jahr 2006 liegt die Fläche in einer Fläche für die Landwirtschaft, ist 

aber bereits seit Jahrzehnten mit drei Wochenendhäusern bzw. Häusern bebaut.  

Insgesamt gestatten die Festsetzungen des Bebauungsplanes keine wesentliche Erwei-

terung des heutigen baulichen Bestandes, so dass nicht mit zukünftigen schädlichen Bo-

denveränderungen durch bauliche Aktivitäten zu rechnen ist.  

Von meiner Seite bestehen daher keine Bedenken gegen das o. a. Vorhaben. 

Aus Sicht der Dezernate Wasserversorgung/Grundwasserschutz, Oberflächengewässer 

und Immissionsschutz bestehen gegen den Bebauungsplan sowie gegen die Änderung 

des Flächennutzungsplans keine Bedenken. 

 

Als Datengrundlage für die Stellungnahme der Bergbehörde wurden folgende Quellen 

herangezogen: 

Hinsichtlich der Rohstoffsicherung: Regionalplan Südhessen/Regionaler Flächennut-

zungsplan (RPS/RegFNP) 2010, Rohstoffsicherungskarte (KRS 25) des HLNUG;  

Hinsichtlich der aktuell unter Bergaufsicht stehenden Betriebe: vorliegende und geneh-

migte Betriebspläne;  

Hinsichtlich des Altbergbaus: bei der Bergaufsicht digital und analog vorliegende Risse, 

in der Datenbank vorliegende Informationen, Kurzübersichten des ehemaligen Bergamts 

Weilburg über früheren Bergbau. Die Recherche beruht auf den in Inhaltsverzeichnissen 

des Aktenplans inventarisierten Beständen von Berechtsams- und Betriebsakten früherer 

Bergbaubetriebe und in hiesigen Kartenschränken aufbewahrten Rissblättern. Die Stel-

lungnahme basiert daher hinsichtlich des Altbergbaus auf einer unvollständigen 

Datenbasis. 

Anhand dieser Datengrundlage wird zum Vorhaben wie folgt Stellung genommen: 

Rohstoffsicherung: Durch das Vorhaben sind keine Rohstoffsicherungsflächen betroffen. 
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Aktuelle Betriebe: Es befinden sich keine aktuell unter Bergaufsicht stehenden Betriebe 

im Planbereich und dessen näherer Umgebung. 

Gefährdungspotential aus früheren bergbaulichen Tätigkeiten: Im Plangebiet ist meinen 

Unterlagen zufolge bisher kein Bergbau umgegangen.  

Dem Vorhaben stehen aus Sicht der Bergbehörde keine Sachverhalte entgegen. 

 

Den Kampfmittelräumdienst beteilige ich ausnahmsweise nur dann, wenn von ge-

meindlicher Seite im Rahmen des Bauleitplanverfahrens konkrete Hinweise auf das mög-

liche Vorkommen von Kampfmitteln erfolgt sind. In dem mir von Ihnen zugeleiteten Bau-

leitplanverfahren haben Sie keine Hinweise dieser Art gegeben. Deshalb habe ich den 

zentralen Kampfmittelräumdienst nicht beteiligt. Es steht Ihnen jedoch frei, den Kampf-

mittelräumdienst direkt zu beteiligen. Ihre Anfragen können Sie per Email richten an das 

Regierungspräsidium Darmstadt, Dezernat I 18, Zentraler Kampfmittelräumdienst: 

kmrd@rpda.hessen.de . 

Eine verfahrensrechtliche Prüfung ist nicht erfolgt. Bei Rückfragen und zur Beratung ste-

he ich selbstverständlich zur Verfügung. 

 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag  
 

Dieses Dokument habe ich in der Hessischen eDokumentenverwaltung (HeDok) elektronisch schlussgezeichnet. 

Es ist deshalb auch ohne meine handschriftliche Unterschrift gültig. 

 

Hinweis: 

Datenschutzrechtliche Hinweise über die Verarbeitung personenbezogener Daten in der Regional- und Bauleitplanung finden Sie hier: 

https://rp-darmstadt.hessen.de/planung/bauleitplanung 
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Von:

Gesendet: Donnerstag, 19. August 2021 08:54
An:

Cc:

Betreff: AW: 090.362: Kreisstadt Heppenheim - 3. FNP-Änderung und B-Plan "In der 
Bärenhecke" im Stadtteil Erbach; hier: Frühzeitige Beteiligung der Behörden 
und TöB gemäß § 4 Abs. 1 BauGB

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
zur 3. FNP-Änderung und B Plan „  In der Bärenhecke „ in Heppenheim Erbach ergeht 
folgende Stellungnahme: 
 
Der Unterzeichner hat gegen die Änderung keine Einwände. 
Es muss jedoch gesichert werden das eine Ausreichende Löschwasserversorgung gem. DGUV 
Arbeitsblatt W 405 gesichert ist. Dies kann über eine Löschwasserleitung oder eine 
Löschwasserzisterne geschehen. Die Größe zur Löschwasserzisterne müsste 24m3 betragen 
und die Zufahrt für die Feuerwehr jederzeit möglich sein. Die Zisterne ist mit einem A – 
Saugstutzen zu versehen. 
 
Für weitere Fragen stehe ich gerne zur Verfügung 
 

Stadtbrandinspektor 
 


